Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/ 1148 

23 . 10 . 73 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit (13. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/367 — 

betr. Enquete-Kommission „Frau und Geseiischaft“ 


A. Problem 

Die rechtliche und soziale Gleichberechtigung der Frau ist in 
der Bundesrepublik Deutschland noch nicht voll verwirklicht. 
Vom Deutschen Bundestag werden Entscheidungen erwartet, 
die geeignet sind, die Gleichberechtigung der Frau in allen 
Bereichen der Gesellschaft durchzusetzen. 


B. Lösung 

Zur Vorbereitung dieser Entscheidungen wird eine Enquete- 
Kommission gemäß § 74 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages eingesetzt. Ausgehend von der derzeitigen Situa- 
tion und unter Berücksichtigung der Verhältnisse in vergleich- 
baren Ländern soll die Kommission Vorschläge für notwendige 
Änderungen von Gesetzen erarbeiten, Vorstellungen für die 
Verwirklichung der sozialen Chancengleichheit entwickeln, die 
finanziellen Auswirkungen der erforderlichen Maßnahmen 
prüfen und Finanzierungsvorschläge unterbreiten. 

(einstimmig) 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Kosten sind im einzelnen noch nicht zu übersehen. 
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A. Bericht der Abgeordneten Frau Eilers (Bielefeld) 


Der Antrag der Fraktion der CDU/CSU — Druck- | 
Sache 7/367 — wurde in der 34. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 18. Mai 1973 an den Ausschuß 
für Jugend, Familie und Gesundheit federführend 
sowie an den Reditsausschuß und an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung mitberatend überwie- 
sen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat den Antrag am 6. Juni 1973 und, nachdem ihm 
die Stellungnahmen des Rechtsausschusses vom 
19. September 1973 und des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung vom 17. Oktober 1973 Vorlagen, 
am 17. Oktober 1973 abschließend beraten. 

Die beteiligten Ausschüsse haben sich einmütig 
dafür ausgesprochen, eine Enquete-Kommission ein- 
zusetzen und sie zu beauftragen, die im Antrag ge- 
nannten Entscheidungen vorzubereiten. 

Die Ausschüsse sind dabei von der Feststellung 
ausgegangen, daß die Gleichberechtigung der Frau 
nidit nur im formalrechtlichen Sinne, sondern vor 
allem im Hiniblick auf die soziale Chancengleichheit 
nodi nicht verwirklicht ist. Diese Feststellung ist 
hinreichend untermauert. Aufgrund von Untersu- 
chungen und Situationsanalysen ist bekannt, wel- 
ches die Probleme sind. Die Fakten liegen also vor. 
Aus diesem Grunde soll es nicht Aufgabe der En- 
quete-Kommission sein, die Situation erneut zu un- 
tersuchen. Ihr Auftrag lautet vielmehr, aus dem 
vorliegenden Material Konsequenzen zu ziehen und 
konkrete Maßnahmen vorzuschlagen, die geeignet 
sind, die Situation zu verbessern. Die Kommission 
sollte sich bei ihrer Atbeit nicht auf die Verhältnisse 
in der Bundesrepublik Deutschland beschränken, 
sondern die Stellung der Frau in vergleichbaren 
Ländern berücksichtigen. Zu denken ist insoweit 
vor allem an die EG-Mitgliedstaaten, die USA und 
andere Staaten mit vergleichbaren gesellschaftlichen 
Verhältnissen. Dies um so mehr, als die Vereinten 
Nationen das Jahr 1975 als das „Jahr der Frau" de- 
klariert haben. 

Der Ausschuß ist sich bewußt, daß die Probleme 
nicht nur mit gesetzgeberischen Schritten und durch 
staatliche Maßnahmen bewältigt werden können, 
sondern daß es auch und vor allem darum geht, 
Voreingenommenheiten innerhalb der Gesellschaft 
abzubauen und überkommene Vorstellungen zu 
überwinden, die die Frau in ihrer Entfaltungsmög- 
lichkeit behindern. Gerade diese Erkenntnis macht 
nach Auffassung des Ausschusses deutlich, daß es 
notwendig ist, ein Gesamtkonzept zu entwickeln. 

Das darf, wie während der Ausschußberatung 
immer wieder mit Nachdruck betont wurde, jedoch 
nicht zu dem Schluß führen, die Enquete-Kommission 
solle ein neues Rollenbild für die Frau in der heuti- 
gen Gesellschaft definieren. Vielmehr geht es nach 
übereinstimmender Meinung der Ausschußmitglie- 


der allein und wesentlich darum, die Voraussetzun- 
gen dafür zu schaffen, daß die Frau in der Lage ist, 
in freier Entscheidung ihre Aufgaben im Beruf und 
in der Familie oder in beiden gleichzeitig wahrzu- 
nehmen und so ihr Selbstbestimmungsrecht zu ver- 
wirklichen. 

Gerade im Hinblick darauf, daß die Entwicklung 
eines Gesamtkonzeptes notwendig ist, hat sich der 
Ausschuß nach eingehender Diskussion dahin ge- 
einigt, daß es dem Auftrag nicht dienlich wäre, wenn 
die Aufgaben der Enquete-Kommission im einzelnen 
konkretisiert würden. Es stünde in diesem Falle 
zu befürchten, daß die Arbeit der Kommission zu 
stark eingeengt wird. Andererseits zeichneten sich 
in der Diskussion unter den Ausschußmitgliedern 
gewisse Schwerpunkte ab, die von der Kommission 
im besonderen Maße berücksichtigt werden sollten. 
Dazu gehört einmal die angemessene Bewertung 
der Leistung der berufstätigen wie auch der nicht- 
berufstätigen, also überwiegend im häuslichen Be- 
reich tätigen Frau. Hier sind Verbesserungen not- 
wendig im Bereich der sozialen Sicherung, d. h. Än- 
derungen und Ergänzungen im Sozialversicherungs- 
recht, die die besondere Stellung der verheirateten 
berufstätigen Frau wie auch der „Nur"-Hausfrau 
berücksichtigen. Hier sind weiter Vorschläge für 
Maßnahmen zu erarbeiten, die die Lohngleichheit 
für Mann und Frau verwirklichen. 

Dazu gehört weiter die Durchsetzung der Chan- 
cengleichheit hinsichtlich Bildung und Ausbildung 
einschließlich der Weiterbildung. Ansatzpunkt sollte 
hier die Beratung und Information von Mädchen 
schon von den ersten Grundschuljahren an sein, 
verbunden mit einer frühzeitig einsetzenden Unter- 
richtung der Eltern nicht nur über berufliche Mög- 
lichkeiten für die Frau, sondern auch über die Not- 
wendigkeit, dem jungen und heranwachsenden Mäd- 
chen die bestmögliche Ausbildung zuteil werden zu 
lassen, da diese die Basis für die Verwirklichung 
der sozialen Chancengleichheit darstellt. Dazu ge- 
hört schließlich eine Verbesserung der Vorbereitung 
junger Frauen auf ihre Aufgaben in der Familie 
und hinsichtlich der Kindererziehung. Es ist zu über- 
legen, wie insbesondere der berufstätigen Frau die 
Erziehung und Betreuung der Kinder erleichtert 
werden kann. Die Möglichkeiten und Auswirkungen 
der Ganztagsschulen und der familienergänzenden 
Einrichtungen im Elementarbereich sollten insoweit 
geprüft werden. Einen anderen Schwerpunkt bilden 
die zivilrechtlichen Regelungen hinsichtlich der Stel- 
lung und Rechte der Frau in der Ehe, in der Familie 
und bei der Kindererziehung. Wichtige Schritte in 
Richtung auf die rechtliche Gleichbehandlung voll- 
zieht der Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Reform 
des Ehe- und Famiiicnrechts — Drucksache 7/'650 — . 
Die Kommission wird den Verlauf der Beratungen 
dieses Gesetzentwurfs im Deutschen Bundestag zu 
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verfolgen haben. Sie sollte Vorschläge für weitere 
notwendige Gesetzesänderungen und -ergänzungen 
in diesem Bereich erai^beiten. 

In ihre Beratungen einbeziehen sollte die Kom- 
mission auch den von der Bundesregierung am 
1. August 1972 vorgelegten „Bericht über die Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Situation der Frau" 
— Drucksache VI/3689 - — . Diese Empfehlung hat der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung in seiner 
Stellungnahme hervorgehoben. Der Bericht enthält, 
getrennt für die Bereiche Bildung, Arbeitsleben, Ehe 
und Familie, soziale Sicherung und Landwirtschaft 
nicht nur eine Vielzahl von Daten und Fakten, son- 
dern auch Vorschläge für erforderliche Maßnahmen. 

Der Ausschuß ist sich der Tatsache bewußt, daß 
sehr viele einzelne Maßnahmen erforderlich sind, 
bis das Ziel, die rechtliche und soziale Gleichstellung 
der Frau, erreicht ist. Er erkennt auch, daß sich die- 
ses Ziel nicht auf einen Schlag und nicht innerhalb 
kurzer Zeit wird erreichen lassen. Aufgabe der 
Kommission wird es aus diesem Grunde sein, im 
Rahmen des zu entwickelnden Gesamtkonzeptes 
einen Prioritätenkatalog aufzustellen, der nicht nur 
von dem Notwendigen, sondern von der Durchführ- 
barkeit ausgehen muß. Damit ist zugleich die Ziffer 3 
des Auftrages angesprochen, in der die Kommission 
aufgefordert wird, die finanziellen Auswirkungen i 
der erforderlichen Maßnahmen darzustellen sowie ; 
Vorschläge zur Finanzierung zu unterbreiten. Ge- ' 
rade die Darstellung der zu erwartenden Kosten | 
wird erkennen lassen, welcher zeitliche Rahmen für i 


! die Verwirklichung der vollen Gleichstellung vorge- 
I geben ist. Sie wird dem Gesetzgeber andererseits 
I die Planung darüber erleichtern, in welchen Schrit- 
ten die Vorschläge realisiert werden. Die Finanzie- 
rungsvorschläge sind Voraussetzung für die notwen- 
i di ge Planung. 

Der Ausschuß legt Wert auf die Feststellung, daß 
eine Enquete-Kommission im besonderen Maße ge- 
eignet ist, die gestellte Aufgabe zu erfüllen. Er 
empfiehlt auch einstimmig die vorgesehene Zahl 
und Zusammensetzung der Mitglieder. Durch die Be- 
teiligung von Abgeordneten und Sachverständigen 
ist der ständige Kontakt zwischen dem Parlament, 
das die vorzuschlagenden Maßnahmen realisieren 
soll, und dem Fachwissen gewährleistet. Die Zahl 
der Mitglieder ist nach Auffassung des Ausschusses 
in Anbetracht der Vielfalt der zu untersuchenden 
Probleme nicht zu groß, über die personelle Zusam- 
mensetzung der Kommission wird nach ihrer Ein- 
setzung zu befinden sein. Der federführende Aus- 
schuß hat sich mit dieser Frage im einzelnen nicht 
befaßt. Jedoch empfiehlt der mitberatende Rechts- 
ausschuß, in die Kommission auch einen familien- 
rechtlichen Sachverständigen zu berufen. 

Den Termin für die Vorlage eines ersten Berichts 
der Kommission hat der Ausschuß gegenüber dem 
ursprünglichen Antrag um sechs Wochen vorgezo- 
gen. Dadurch ist gewährleistet, daß sich der Bundes- 
tag noch vor der Sommerpause 1975 mit diesem er- 
sten Bericht befassen kann und durch die Realisie- 
rung erster Maßnahmen einen Beitrag zum „Jahr 
der Frau" zu leisten vermag. 


Bonn, den 23. Oktober 1973 


Frau Eilers (Bielefeld) 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Zur Vorbereitung von Entscheidungen, die zur Verwirklichung der vollen 
rechtlichen und sozialen Gleichberechtigung der Frau in der Gesellschaft führen 
sollen, wird eine Enquete-Kommission gemäß Artikel 74 a der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages eingesetzt. 


I. 

Die Kommission hat den Auftrag, Eempfehlungen für die rechtliche und soziale 
Gleichberechtigung der Frau in unserer Gesellschaft zu erarbeiten und dem Deut- 
schen Bundestag vorzulegen. Ausgehend von der gegenwärtigen Situation der 
Frau soll die Kommission Vorschläge für Änderungen von Gesetzen unter Berück- 
sichtigung internationaler Vergleiche (EG-Raum, den Vereinten Nationen ange- 
schlosse Länder) unterbreiten, die dem Ziel der rechtlichen und sozialen Gleich- 
berechtigung noch entgegenstehen, und Vorstellungen entwickeln, durch welche 
Maßnahmen die Situation der Frau in der Gesellschaft verbessert werden kann. 

fn diesem Rahmen hat die Kommission 

1. Vorschläge für Gesetzesänderungen vorzulegen, um die volle rechtliche 
Gleichberechtigung zu verwirklichen; 

2. Vorschläge dafür zu unterbreiten, wie neben der rechtlichen die soziale 
Chancengleichheit verwirklicht werden kann, um die Frau instand zu setzen, 
eine freie Entscheidung über ihre Aufgaben in der Gesellschaft treffen zu 
können; 

3. die finanziellen Auswirkungen dieser Maßnahmen darzustellen sowie Vor- 
schläge zur Finanzierung zu unterbreiten. 

II. 

Die Kommission setzt sich aus fünf Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
sowie aus fünf Sachverständigen zusammen. 

Ihren ersten Bericht hat die Kommission bis zum 1. April 1975 vorzulegen. 


Bonn, den 17. Oktober 1973 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Eilers (Bielefeld) 

Berichterstatterin 
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